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Hochschiilerinnen- und Prifungsvertrag
Hochschiilerschaft an der FH Joanneum und Auftragsdurchflihrung

Wir haben die Prifung gemaf § 40 HSG 2014 des Jahresabschlusses zum 30.6.2022 der

Hochschiilerinnen- und Hochschiilerschaft
an der FH Joanneum
8020 Graz, Alte Poststrale 149

(im Folgenden kurz "OH* oder "Kérperschaft* genannt),

abgeschlossen und erstatten Uber das Ergebnis dieser Prifung den folgenden Bericht:

1. Prufungsvertrag und Auftragsdurchfiuhrung

Mit Schreiben vom 01. Juli 2022 wurden wir von der Hochschulerinnen- und Hochschuler-
schaft an der FH Joanneum, vertreten durch den Vorsitzenden Martin Kohlmayr und die
Wirtschaftsreferentin Frau Hannah Pefl, mit der Abschlussprifung fir das Geschéaftsjahr
2021/22 beauftragt.

Die OH ist eine Kérperschaft éffentlichen Rechts. Die Verpflichtung zur Priifung ergibt sich
gemal § 40 Abs. 3 HSG 2014, der eine Prifung unter sinngemalier Anwendung der
§§ 268 bis 276 UGB durch einen Wirtschaftsprifer vorsieht.

Neben dem HSG 2014 sind auch die Bestimmungen der Hochschilerinnen- und Hoch-
schilerschaftswirtschaftsverordnung (HS-WV) anzuwenden.

Diese Prufung erstreckte sich darauf, ob bei der Erstellung des Jahresabschlusses und der
Buchflihrung die gesetzlichen Vorschriften beachtet wurden.

Bei unserer Prifung beachteten wir die in Osterreich geltenden gesetzlichen Vorschrif-
ten und die berufsiiblichen Grundsatze ordnungsgemafer Durchfihrung von Abschluss-
prifungen. Diese Grundsatze erfordern die Anwendung der internationalen Prifungsstan-
dards (International Standards on Auditing). Wir weisen darauf hin, dass die Abschlusspru-
fung mit hinreichender Sicherheit die Richtigkeit des Abschlusses gewahrleisten soll. Eine
absolute Sicherheit Iasst sich nicht erreichen, weil jedem internen Kontrollsystem die Még-
lichkeit von Fehlern immanent ist und auf Grund der stichprobengestitzten Prifung ein un-
vermeidbares Risiko besteht, dass wesentliche falsche Darstellungen im Jahresabschluss
unentdeckt bleiben. Die Prifung erstreckte sich nicht auf Bereiche, die Ublicherweise den
Gegenstand von Sonderprifungen bilden.

Wir fuhrten die Prufung im Zeitraum Oktober bis Dezember 2022 Uberwiegend in den
Raumen unserer Kanzlei und den Raumen der Kdrperschaft durch. Die Prifung wurde mit
dem Datum dieses Berichtes materiell abgeschlossen.
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Hochschiilerinnen- und Prifungsvertrag
Hochschiilerschaft an der FH Joanneum und Auftragsdurchflihrung

Fur die ordnungsgemalie Durchfihrung des Auftrages ist Frau Mag. Petra Schachner-
Kroll, Wirtschaftspriferin verantwortlich.

Grundlage fir unsere Prifung ist der mit der Korperschaft abgeschlossene Prifungsver-
trag, bei dem die von der Kammer der Steuerberater und Wirtschaftsprufer herausgegebe-
nen "Allgemeinen Auftragsbedingungen fur Wirtschaftstreuhandberufe" (Anlage 11.) einen
integrierten Bestandteil bilden. Diese Auftragsbedingungen gelten nicht nur zwischen der
Kérperschaft und dem Abschlussprifer, sondern auch gegeniber Dritten. Bezliglich unse-
rer Verantwortlichkeit und Haftung als Abschlussprifer gegeniiber der Kdorperschaft und
gegenuber Dritten kommt § 275 UGB zur Anwendung.
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Hochschiilerinnen- und Aufgliederung und Erlauterung von
Hochschiilerschaft an der FH Joanneum wesentlichen Posten des Jahresabschlusses

2. Aufgliederung und Erlauterung von wesentlichen Posten des
Jahresabschlusses

Alle erforderlichen Aufgliederungen und Erlduterungen von wesentlichen Posten des Jah-
resabschlusses sind im Anhang des Jahresabschlusses enthalten. Wir verweisen daher auf

die entsprechenden Angaben des Vorsitzenden und der Wirtschaftsreferentin im Anhang
des Jahresabschlusses.

Schachner & Partner Wirtschaftspriifung und Steuerberatung GmbH Seite 3



Hochschiilerinnen- und Angaben
Hochschiilerschaft an der FH Joanneum gemal § 40 Abs. 3 HSG

3. Angaben gemaR § 40 Abs. 3 HSG

3.1. Angaben zu Dienstvertragen gemaR § 40 Abs. 3Z 1 und 2 HSG
Zum Stichtag 30.6.2022 besteht ein aufrechter Dienstvertrag mit einem Beschaftigungs-
ausmalfd von 30 Wochenstunden. Im Jahr 2021/2022 wurden keine neuen Dienstvertrage
abgeschlossen oder geandert.

3.2. Angaben gem. § 40 Abs. 3Z 3 HSG

In der nachstehenden Darstellung sind die beschlossenen Aufwandsentschadigun-
gen/Funktionsgebiihren fiir die Periode 2021/22 getrennt nach Funktionen aufgelistet.

Funktionsbezeichnung Monatlich Jahrlich
(EUR) (EUR)
Vorsitzende / Vorsitzender 350,00 4.200,00
1. Stv. Vorsitzende / Vorsitzender 125,00 1.500,00
2. Stv. Vorsitzende / Vorsitzender 125,00 1.500,00
Wirtschaftsreferat 275,00 3.300,00
Referat fur bildungspolitische Angelegenheiten 150,00 1.800,00
Referat fur sozialpolitische Angelegenheiten 150,00 1.800,00
Referat fiir Presse- und Offentlichkeitsarbeit 150,00 1.800,00
Referat flr Events- und Freizeitgestaltung 150,00 1.800,00
Referat flr Gleichbehandlungsfragen (queer) 150,00 1.800,00
Sachbearbeiter Sozialreferat 80,00 960,00
Sachbearbeiter Referat fir Presse- und Offent- 80,00 960,00
lichkeitsarbeit
Sachbearbeiter Referat fir Event- und Frei- 80,00 960,00
zeitgestaltuhg
Kollegium (Ausschisse und Arbeitsgruppen) 225,00 2.700,00
Summe 2.090,00 25.080,00

Die beschlossenen Aufwandsentschadigungen in der Periode 2021/22 entsprechen den in
§ 31 Abs. 1 bis 1b in der Fassung des BGBI. | Nr. 77/2021 festgelegten Kriterien.

Gemal den Bestimmungen in § 70 Abs. 17 HSG kann, bis Funktionsgeblhren anhand der
in der Satzung festgelegten Kriterien gemafl § 31 Abs. 1 bis 1b in der Fassung des Bun-
desgesetzes BGBI. | Nr. 77/2021 beschlossen werden, § 31 Abs. 1 HSG in der Fassung
des Bundesgesetzes BGBI. | Nr. 31/2018 bis langstens 30. Juni 2022 weiterhin angewen-
det werden.
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Hochschiilerinnen- und Zusammenfassung
Hochschiilerschaft an der FH Joanneum des Prifungsergebnisses

4. Zusammenfassung des Prifungsergebnisses

4.1.

4.2.

4.3.

Feststellungen zur GesetzméaRigkeit von Buchfiihrung und Jahresabschluss

Bei unseren Prifungshandlungen stellten wir die Einhaltung der gesetzlichen Vorschriften
und der Grundsatze ordnungsmafiger Buchflihrung fest.

Im Rahmen unseres risiko- und kontrollorientierten Prifungsansatzes haben wir — soweit
wir dies fur unsere Prifungsaussage fur notwendig erachteten — die internen Kontrollen in
Teilbereichen des Rechnungslegungsprozesses in die Prifung einbezogen.

Hinsichtlich der GesetzmaRigkeit des Jahresabschlusses verweisen wir auf unsere Ausfuh-
rungen im Bestatigungsvermerk.

Erteilte Auskiinfte

Die gesetzlichen Vertreter erteilten die von uns verlangten Aufklarungen und Nachweise.
Eine von den gesetzlichen Vertretern unterfertigte Vollstandigkeitserklarung haben wir zu
unseren Akten genommen.

Stellungnahme zu Tatsachen nach § 273 Abs 2 und Abs 3 UGB (Ausiibung der Re-
depflicht)

Bei Wahrnehmung unserer Aufgaben als Abschlussprifer haben wir keine Tatsachen fest-
gestellt, die den Bestand der Hochschilerinnen- und Hochschilerschaft wesentlich ge-
fahrden oder ihre Entwicklung wesentlich beeintrachtigen kénnen oder die schwerwiegen-
de VerstdlRe der gesetzlichen Vertreterinnen und Verteter gegen Gesetze, Verordnungen
(insbesondere die Hochschilerinnen- und Hochschilerschafts-Dienstvertragsverordnung,
BGBI. Il Nr. 356/2016) oder Satzung erkennen lassen.

Die Haushaltsflihrung der Koérperschaft entspricht den Grundsatzen der ZweckmaRigkeit,
Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit sowie der RechtmaRigkeit.

Wesentliche Schwachen bei der internen Kontrolle des Rechnungslegungsprozesses sind
uns nicht zur Kenntnis gelangt.

Die Voraussetzungen fir die Vermutung eines Reorganisationsbedarfs (§ 22 Abs 1 Z 1
URG) sind nicht gegeben.

Die gemalR § 8 HS-WV verlangten erganzenden Aufzeichnungen wurden in der Periode
2021/22 gefihrt.
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Hochschulerinnen- und
Hochschiilerschaft an der FH Joanneum Bestatigungsvermerk

5. Bestatigungsvermerk

Bericht zum Jahresabschluss
Priifungsurteil

Wir haben den Jahresabschluss der

Hochschiilerinnen- und Hochschiilerschaft
an der FH Joanneum
8020 Graz, Eggenberger Allee 11

bestehend aus der Bilanz zum 30.6.2022, der Gewinn- und Verlustrechnung fir das an
diesem Stichtag endende Geschaftsjahr und dem Anhang, gemaR § 40 Abs. 3 HSG ge-
pruft.

Nach unserer Beurteilung entspricht der beigefligte Jahresabschluss den gesetzlichen
Vorschriften und vermittelt ein moglichst getreues Bild der Vermégens- und Finanzlage
zum 30.6.2022 sowie der Ertragslage der Korperschaft fir das an diesem Stichtag enden-
de Geschéftsjahr in Ubereinstimmung mit dem HSG 2014, der anzuwendenden Hochschii-
lerinnen- und Hochschilerschaftswirtschaftsverordnung (HS-WV) und den &sterreichischen
unternehmensrechtlichen Vorschriften, soweit diese anzuwenden sind.

Grundlage fiir das Prifungsurteil

Wir haben unsere Abschlusspriifung in Ubereinstimmung mit den &sterreichischen
Grundsatzen ordnungsmalfiger Abschlussprifung durchgeflhrt. Diese Grundsatze erfor-
dern die Anwendung der International Standards on Auditing (ISA). Unsere Verantwortlich-
keiten nach diesen Vorschriften und Standards sind im Abschnitt ,,Verantwortlichkeiten des
Abschlussprifers fiir die Prifung des Jahresabschlusses® unseres Bestatigungsvermerks
weitergehend beschrieben. Wir sind von der Kérperschaft unabhangig in Ubereinstimmung
mit den Osterreichischen unternehmensrechtlichen und berufsrechtlichen Vorschriften und
wir haben unsere sonstigen beruflichen Pflichten in Ubereinstimmung mit diesen
Anforderungen erflllt. Wir sind der Auffassung, dass die von uns erlangten Prifungsnach-
weise ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage fur unser Prufungsurteil zu die-
nen.

Unsere Verantwortlichkeit und Haftung ist analog zu § 275 Abs 2 UGB (Haftungsregelun-
gen bei der Abschlussprifung einer kleinen oder mittelgroRen Gesellschaft) gegenlber der
Koérperschaft und auch gegenuber Dritten mit insgesamt 2 Millionen Euro begrenzt.
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Hochschulerinnen- und
Hochschiilerschaft an der FH Joanneum Bestatigungsvermerk

Verantwortlichkeiten der gesetzlichen Vertreter fiir den Jahresabschluss

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich fur die Aufstellung des Jahresabschlusses
und dafiir, dass dieser in Ubereinstimmung mit dem HSG 2014 ein mdglichst getreues Bild
der Vermoégens-, Finanz- und Ertragslage der Korperschaft vermittelt. Ferner sind die
gesetzlichen Vertreter verantwortlich fir die internen Kontrollen, die sie als notwendig er-
achten, um die Aufstellung eines Jahresabschlusses zu ermdglichen, der frei von wesentli-
chen - beabsichtigten oder unbeabsichtigten - falschen Darstellungen aufgrund von dolo-
sen Handlungen oder Irrtiimern ist.

Verantwortlichkeiten des Abschlusspriifers fiir die Priifung des Jahresabschlusses

Unsere Ziele sind, hinreichende Sicherheit dartiber zu erlangen, ob der Jahresabschluss
als Ganzes frei von wesentlichen falschen Darstellungen aufgrund von dolosen Handlun-
gen oder Irrtimern ist und einen Bestatigungsvermerk zu erteilen, der unser Prifungsurteil
beinhaltet. Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Mafl} an Sicherheit, aber keine Garantie
dafiir, dass eine in Ubereinstimmung mit den &sterreichischen Grundséatzen ordnungsmé-
Riger Abschlussprifung, die die Anwendung der ISA erfordern, durchgefiihrte Abschluss-
prifung eine wesentliche falsche Darstellung, falls eine solche vorliegt, stets aufdeckt. Fal-
sche Darstellungen konnen aus dolosen Handlungen oder Irrtimern resultieren und wer-
den als wesentlich angesehen, wenn von ihnen einzeln oder insgesamt verninftigerweise
erwartet werden konnte, dass sie die auf der Grundlage dieses Jahresabschlusses ge-
troffenen wirtschaftlichen Entscheidungen von Nutzern beeinflussen.

Als Teil einer Abschlusspriifung in Ubereinstimmung mit den 6sterreichischen Grundsatzen
ordnungsmafiger Abschlussprifung, die die Anwendung der ISA erfordern, iben wir wah-
rend der gesamten Abschlussprifung pflichtgemales Ermessen aus und bewahren eine
kritische Grundhaltung.

Darlber hinaus gilt:

* Wir identifizieren und beurteilen die Risiken wesentlicher falscher Darstellungen auf-
grund von dolosen Handlungen oder Irrtimern im Abschluss, planen Prifungshandlun-
gen als Reaktion auf diese Risiken, flihren sie durch und erlangen Prifungsnachweise,
die ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage fiir unser Prifungsurteil zu die-
nen. Das Risiko, dass aus dolosen Handlungen resultierende wesentliche falsche Dar-
stellungen nicht aufgedeckt werden, ist hoher als ein aus Irrtimern resultierendes, da
dolose Handlungen kollusives Zusammenwirken, Falschungen, beabsichtigte Unvoll-
standigkeiten, irrefihrende Darstellungen oder das Aulierkraftsetzen interner Kontrol-
len beinhalten kénnen.

«  Wir gewinnen ein Verstandnis von dem fur die Abschlusspriifung relevanten internen
Kontrollsystem, um Prifungshandlungen zu planen, die unter den gegebenen Umstan-
den angemessen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prifungsurteil zur Wirksamkeit
des internen Kontrollsystems der Kérperschaft abzugeben.
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Hochschulerinnen- und
Hochschiilerschaft an der FH Joanneum Bestatigungsvermerk

* Wir beurteilen die Angemessenheit der von den gesetzlichen Vertretern angewandten
Rechnungslegungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der von den gesetzlichen Vertre-
tern dargestellten geschatzten Werte in der Rechnungslegung und damit zusammen-
hangende Angaben.

* Wir ziehen Schlussfolgerungen Uber die Angemessenheit der Anwendung des Rech-
nungslegungsgrundsatzes der Fortfiihrung der Tatigkeit durch die
gesetzlichen Vertreter sowie, auf der Grundlage der erlangten Prifungsnachweise, ob
eine wesentliche Unsicherheit im Zusammenhang mit Ereignissen oder Gegebenheiten
besteht, die erhebliche Zweifel an der Fahigkeit der Koérperschaft zur Fortfiihrung der
Tatigkeit aufwerfen koénnen. Falls wir die Schlussfolgerung ziehen, dass
eine wesentliche Unsicherheit besteht, sind wir verpflichtet, in unserem Bestatigungs-
vermerk auf die dazugehoérigen Angaben im Jahresabschluss aufmerksam zu machen
oder, falls diese Angaben unangemessen sind, unser Prifungsurteil zu modifizieren.
Wir ziehen unsere Schlussfolgerungen auf der Grundlage der bis zum Datum unseres
Bestatigungsvermerks erlangten Prifungsnachweise. Zuklnftige Ereignisse oder
Gegebenheiten kdnnen jedoch die Abkehr der Korperschaft von der Fortflihrung der
Tatigkeit zur Folge haben.

» Wir beurteilen die Gesamtdarstellung, den Aufbau und den Inhalt des Jahresabschlus-
ses einschlieBlich der Angaben sowie ob der Jahresabschluss die zugrundeliegenden
Geschaftsvorfalle und Ereignisse in einer Weise wiedergibt, dass ein mdglichst getreu-
es Bild erreicht wird.

Graz,
21.12.2022

Schachner & Partner
Wirtschaftspriifung und Steuerberatung GmbH
Graz

Unterschrieben

Petra Schachner-Krdll, 21.12.2022 12:44
Unterzeichnet mit XiTrust MOXIS

Mag. Petra Schachner-Kroll
Wirtschaftspriferin

Die Veroffentlichung oder Weitergabe des Jahresabschlusses mit unserem Bestatigungsvermerk darf nur in der von uns be-
statigten Fassung erfolgen. Dieser Bestatigungsvermerk bezieht sich ausschlie3lich auf den deutschsprachigen und vollstan-
digen Jahresabschluss samt Lagebericht. Fir abweichende Fassungen sind die Vorschriften des § 281 Abs 2 UGB zu be-

achten.
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Beilage 1

Jahresabschluss



JAHRESABSCHLUSS

Zum

30.Juni 2022

Hochschilerinnen- und
Hochschilerschaft

an der FH JOANNEUM
Eggenberger Allee 11
8020 Graz




INHALT

Bilanz zum 30.06.2022

Gewinn- und Verlustrechnung vom 01.07.2021 - 30.06.2022

Anhang

- Anlagevermogen

- Rickstellungsspiegel

- Erlauterung zum Reinvermogen

Nach den tbergebenen Unterlagen und
personlich erteilten Auskinften erstellt von:

Sigrid Fellner, MSc - Dipl. Steuersachbearbeiterin
8054 Graz, Trappengasse 51



Hochschiilerinnen- und Hochschliilerschaft

BILANZ ZUM 30. 6. 2022

AKTIVA 2021 /22 (EUR) 2020/ 21 (TEUR)
A. ANLAGEVERMOGEN 14 046,09 13,6
I. Sachanlagen 14 046,09 13,6
1. Betriebs- und Geschéftsausstattung 14 046,09 13,6
660 Betriebs- u. Geschaftsausstattung 14 046,09 13,6
B. Umlaufvermégen 397 648,44 375,9
I. Vorréte 35 560,99 12,5
1. Vorréte 35 560,99 12,5
1600 Vorrate an Werbematerial 35 560,99 12,5
Il. Forderungen und sonstige
Vermdégensgegensténde 27 127,47 20,6
1. Ford. aus Lieferungen und Leistungen 700,00 0,0
2000 Forderungen gegenuber Dritten 700,00 0,0
davon mit einer Restlaufzeit bis zu einem Jahr 700,00 0,0
2000 Forderungen gegenlber Dritten 700,00 0,0
davon mit einer Restlaufzeit von mehr als einem Jahr 0,00 0,0
2. Forderung gegeniiber Bundesvertretung 25 545,82 18,7
2300 1. Forderungen gegen Bundesvertretung 25 545,82 18,7
davon mit einer Restlaufzeit bis zu einem Jahr 25 545,82 18,7
2300 1. Forderungen gegen Bundesvertretung 25 545,82 18,7
davon mit einer Restlaufzeit von mehr als einem Jahr 0,00 0,0
3. Sonst. Ford. und Vermégensgegenstédnde 881,65 1,9
2310 2. Sonstige Forderungen 881,65 1,9
3500 Verrechnungskonto Finanzamt 0,00 0,1
davon mit einer Restlaufzeit bis zu einem Jahr 881,65 1,9
2310 2. Sonstige Forderungen 881,65 1,9
3500 Verrechnungskonto Finanzamt 0,00 0,1
davon mit einer Restlaufzeit von mehr als einem Jahr 0,00 0,0
Ill. Guthaben bei Kreditinstituten,
Kassenbestand 334 959,98 342,7
2700 Kassa in Inlandswéahrung 144,09 0,2
2800 Bank Austria 10014318751 334 815,89 3425
C. Rechnungsabgrenzungen 466,20 0,5
Aktive Rechnungsabgrenzungsposten 466,20 0,5
2900 Aktive Rechnungsabgrenzungsposten 466,20 0,5
SUMME AKTIVA 412 160,73 390,0
BIBU: Sigrid Fellner, 8054 Graz KI.Nr. 1504 RZLBIL (c) RZL



Hochschiilerinnen- und Hochschliilerschaft

BILANZ ZUM 30. 6. 2022

PASSIVA 2021/ 22 (EUR) 2020/ 21 (TEUR)

A. EIGENKAPITAL 368 020,00 371,5

I. Eigenkapital 368 020,00 371,5

1. Kumul. Gebarungszugang Vorperioden 371 471,51 306,2

9000 Nicht zweckgebundene Ricklage 371 471,51 306,2

2. Gebarungsabg. der laufenden Periode -3451,51 65,3

9001 Abgang nicht zweckgeb. Ricklage -3 451,51 65,3

B. Riickstellungen 7 397,88 6,8

I. sonstige Riickstellungen 7 397,88 6,8

1. Personalriickstellungen 1817,88 1,8

3050 Rickstellung fir nicht konsum. Urlaube 1817,88 1,8

2. sonstige Riuickstellungen 5 580,00 5,0

3060 Ruckstellung Erstellung Jahresabschluss 1 980,00 1,6

3065 Rickstellung Prifung Jahresabschluss 3 600,00 3,4

C. Verbindlichkeiten 27 215,06 4,1

27 215,06 4,1

I. Verbindlichkeiten aus Lieferungen u.

Leistungen 23792,71 0,7

3300 Verbindl. aus Lieferungen u. Leistungen 23 792,71 0,7

Il. sonstige Verbindlichkeiten 3422,35 3,4

3310 Verbindl. Aufwandsentschadigungen 0,00 0,0

3700 Verbindlichkeiten sonstige 1 598,40 1,6

3520 Finanzamt Lohnsteuer 186,72 0,2

3521 Finanzamt DB, DZ-Verrechnung 152,28 0,1

3600 Gebietskrankenkasse Verbindlichkeiten 1 484,95 1,4

davon aus Steuern 339,00 0,3

3520 Finanzamt Lohnsteuer 186,72 0,2

3521 Finanzamt DB, DZ-Verrechnung 152,28 0,1

davon im Rahmen der sozialen Sicherheit 1 484,95 1,4

3600 Gebietskrankenkasse Verbindlichkeiten 1 484,95 1,4

D. Rechnungsabgrenzungen 9 527,79 7,6

Passive Rechnungsabgrenzungsposten 9527,79 7,6

3900 Passive Rechnungsabgrenzungsposten 9 527,79 7,6

SUMME PASSIVA 412 160,73 390,0
BIBU: Sigrid Fellner, 8054 Graz KI.Nr. 1504 RZLBIL (c) RZL



Hochschiilerinnen- und Hochschdilerschaft

GEBARUNGSERFOLGSRECHNUNG

VOM 1. 7.2021 BIS 30. 6. 2022

2021/ 22 (EUR)

2020 /21 (TEUR)

I. Ertrdge im Zusammenhang mit der

unmittelb. Vertretungstétigkeit 205 123,34 185,7
1. Studienbeitrdge 192 240,03 183,3
4000 1. Studierendenbeitrage 192 240,03 183,3
2. Beitrdge Mittel des Bundes § 14 HSG 5 142,75 0,7
4300 2. Ertrage Mittel des Bundes § 14 HSG 5142,75 0,7
3. Sonstige Ertrdge 7 740,56 1,7
4200 3. Sonstige Ertrage 3 460,82 0,1
4900 4. Sonstige Zuschisse 4 279,74 1,6
Zwischensumme 21
(1.-4.) 205 123,34 185,7
ll. Aufwendungen im Zusammenhang mit der
unmittelb. Vertretungstatigkeit 216 108,53 120,4
1. Personalaufwand 34 480,52 34,5
a. Gehalter 26 946,43 26,4
6200 Gehalter 26 946,43 26,4
b. Aufw. fir Abf. und Leistungen
an betr. MV-Kassen 412,29 0,4
6570 MV-Beitrag Angestellte 412,29 0,4
c. Aufw. flr gesetzlich vorgeschrie-
bene Sozialabgaben sowie vom Entgelt
abhangige Abgaben und Pflichtbeitrage 6 738,69 6,6
6560 Gesetzlicher Sozialaufwand Angestellte 5687,78 5,6
6670 Dienstgeberbeitrag Angestellte 1 050,91 1,0
d. sonstige Sozialaufwendungen 383,11 1,1
6680 Dot./Auflsg. RST f.nicht kons. Urlaube 43,07 1,1
6700 Reisekosten 340,04 0,0
2. Aufwandsentschédigungen 23700,15 17,3
7370 Aufwandsentschadigungen 23 700,15 17,3
3. Werkvertrdge und Honorare 550,00 1,4
7500 Werkvertrage, Honorare 550,00 1,4
4. Sachaufwand 146 497,12 62,2
7100 Sozialfond - Anteil 500,00 2,0
7110 Amts-und Organhaftpflichtversicherung 239,58 0,1
7120 eWAS Verrechnung 0,00 1,5
7240 Kosten Homepage 105,12 0,1
7700 Sachversicherungen 486,82 0,1
7340 Fahrtkosten 3 666,03 0,3
7350 Nachtigungskosten 6 275,92 1,7
7360 Verpflegungskosten, Bewirtung 30 205,41 4,9
7365 Mensenforderung 1 306,40 0,1
7390 Porto und sonstige Postgebtiihren 366,60 0,3
7560 Sonstige Kosten Projekttopf 39 764,81 13,5
7563 Mental Health Fordertopf 8 390,00 0,0
7564 Unterstutzung Pflichtpraktika 788,29 0,0
7570 Aufwendungen Sozialtopf 8 904,00 10,3
7580 Mensabeilhilfe 3 840,00 1,6
7600 Biromaterial und Fachliteratur 252,89 0,4
7610 Druckkosten 2 000,26 2,3
BIBU: Sigrid Fellner, 8054 Graz KI.Nr. 1504 RZLBIL (c) RZL



Hochschiilerinnen- und Hochschdilerschaft

GEBARUNGSERFOLGSRECHNUNG
VOM 1. 7.2021 BIS 30. 6. 2022

2021/ 22 (EUR) 2020 /21 (TEUR)

7640 Buchhaltung, Lohnverrechnung 5 904,00 4,0
7645 Jahresabschlussaufwand 1 980,00 1,6
7670 Sponsoring 11 500,00 2,5
7760 Prufungsaufwand 3 530,00 3,5
7790 Kontoflihrungsspesen 1618,03 0,6
7690 Werbematerial 14 892,91 11,0
7890 Skontoertrag sonstiger betriebl. Aufwand -19,95 0,0
5. Abschreibungen 10 880,74 4,9
7050 planm. Abschr. Betriebs- u. Gesch.ausst. 3718,90 3,6
7060 Abschreibung geringw. Wirtschaftsglter 7 161,84 1,3
Zwischensumme Z2
(1.-5.) 216 108,53 120,4
1ll. Ergebnis der unmittelb. Vertretungs
-téatigkeit (I-11) -10 985,19 65,3
IV. Ertrdge aus GroBveranstaltungen 29 879,39 0,0
4210 Ertrage aus Grofldveranstaltungen 29 879,39 0,0
V. Aufwendungen aus GroBveranstaltungen 22 345,71 0,0
7850 Aufwendungen aus GrofRveranstaltungen 22 345,71 0,0
VI. Ergebnis aus Veranstaltungen
(IV-V) 7 533,68 0,0
VII. Ertrdge aus Beteiligungen 0,00 0,0
8000 Ertrage aus Beteiligungen an Personeng. 0,00 0,0
VIll. Aufwendungen aus Beteiligungen 0,00 0,0
8065 Aufwendungen aus Beteiligungen 0,00 0,0
IX. Ergebnis aus Beteiligungen 0,00 0,0
8100 Ergebnis aus Beteiligungen 0,00 0,0
X. Finanzertrédge 0,00 0,0
8140 Finanzertrage 0,00 0,0
XlI. Finanzaufwendungen 0,00 0,0
8220 Finanzaufwendungen 0,00 0,0
XIl. Ergebnis der Finanzgebarung
( ViiI-Vvil) 0,00 0,0
8335 Finanzergebnis 0,00 0,0
XIll. Ergebnis der laufenden Gebarung
(HI+VI+IX+X1I) -3 451,51 65,3
XIV. Zuweisung zu nicht zweckgeb.
Riicklagen -3 451,51 65,3
8930 Zuweisung zu nicht zweckgeb. Ricklagen -3 451,51 65,3
XV. Gebarungsiiberschuss 0,00 0,0
BIBU: Sigrid Fellner, 8054 Graz KI.Nr. 1504 RZLBIL (c) RZL



Hochschilerinnen- und Hochschiilerschaft
an der FH JOANNEUM

Eggenberger Allee 11

A-8020 Graz

Anhang
zum Jahresabschluss
30.06.2022



1. Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden

Der Jahresabschluss wurde unter Beachtung der Grundsatze ordnungsmaldiger
Buchfiihrung sowie unter Beachtung der Generalnorm, ein moéglichst getreues
Bild der Vermdgens-, Finanz- und Ertragslage der Hochschulerschaft zu
vermitteln, aufgestellt.

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses wurden die Grundsatze der
Vollstandigkeit und der ordnungsmaéaRigen Bilanzierung eingehalten. Bei der
Bewertung wurde von der Fortfiihrung der Kdrperschaft ausgegangen.

Bei Vermogensgegenstanden und Schulden wurde der Grundsatz der
Einzelbewertung angewendet. Dem Vorsichtsgrundsatz wurde Rechnung
getragen, indem insbesondere nur die am Abschlussstichtag verwirklichten
Gewinne ausgewiesen wurden. Alle erkennbaren Risiken und drohenden
Verluste, die im Geschéftsjahr 2021/2022 oder in einem der friiheren
Geschaftsjahre entstanden sind, wurden bericksichtigt.

1.1. Anlagevermogen

1.1.1. Sachanlagevermégen
Das Sachanlagevermdgen wurde zu Anschaffungs- und Herstellungskosten
abziglich der bisher aufgelaufenen und im Berichtsjahr 2021/2022 planmalfiig
fortgefuhrten Abschreibungen bewertet. Zur Ermittlung der Abschreibungssatze
wird generell die lineare Abschreibungsmethode gewabhit.

Der Rahmen der Nutzungsdauer betragt fur die einzelnen Anlagegruppen:
Betriebs- und Geschéftsausstattung: von 3 bis 10 Jahren.

Geringwertige Wirtschaftsgiter im Sinne des 8 13 EStG 1988 werden im
Zugangsjahr jeweils voll abgeschrieben und sind in der Entwicklung des
Anlagevermdgens als Zugang und Abgang ausgewiesen.

AulRerplanmafige Abschreibungen wurden nicht vorgenommen.

1.2. Umlaufvermégen

1.2.1. Vorrate
Die Waren wurden zu Anschaffungskosten bewertet.

1.2.2. Forderungen und sonstige Vermdgensgegenstande

Bei der Bewertung von Forderungen wurden keine erkennbaren Risiken
festgestellt und somit keine individuellen Abwertungen durchgefihrt.
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1.3. Rickstellungen

1.3.1. Personalrickstellungen
Die Ruckstellung fur nicht konsumierte Urlaube wurde auf Basis des letzten
Monatsbezuges inklusive aliquoter Sonderzahlungen berechnet.

1.3.2. Sonstige Ruckstellungen
Die Ruckstellungen wurden unter Bedachtnahme auf den Vorsichtsgrundsatz in
der Hohe des voraussichtlichen Anfalles gebildet. Riickstellungen aus Vorjahren
werden, soweit sie nicht verwendet werden und der Grund fir ihre Bildung
weggefallen ist, Gber sonstige betriebliche Ertrage aufgeldst.

1.4. Verbindlichkeiten
Die Verbindlichkeiten sind mit dem Rickzahlungsbetrag unter Bedachtnahme auf
den Grundsatz der Vorsicht bewertet.

1.5. Anderungen von Bewertungsmethoden
Anderungen von Bewertungsmethoden wurden nicht durchgefihrt.

1.6. Anderungen von Gliederungen
Der Jahresabschluss ist gemafl3 § 40 Abs. 1 HSG gegliedert.
Das Nichtanfuhren eines Punktes dieses Anhanges gilt als Erklarung, dass die
entsprechenden Angaben nicht zutreffen.
Die Form der Darstellung wurde beibehalten.
Die Sachaufwandskonten ,Mental Health Fordertopf‘ und ,Unterstitzung
Pflichtpraktika“ wurden neu angelegt.

2. Erlauterungen zur Bilanz

2.1. Anlagevermdégen
Die Entwicklung der einzelnen Posten des Anlagevermégens und die
Aufgliederung der Jahresabschreibung nach einzelnen Posten ist aus dem
beiliegenden Anlagenspiegel ersichtlich.

2.1.2. Sachanlagen
Im Bereich des Sachanlagevermdgens wurden nutzungsbedingte
Abschreibungen in Héhe von EUR 3.718,90 (Vorjahr EUR 3.615,88)
vorgenommen. Die Anlagenzugénge im Wirtschaftsjahr 2021/2022 sind im
Anlagespiegel ersichtlich.
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2.2. Umlaufvermogen

2.2.1 Vorrate

2.2.2.

Der Warenvorrat wurde mit EUR 35.560,99 bewertet.

Forderungen und sonstige Vermdgensgegenstande
Die Fristigkeit der Forderungen stellt sich folgendermal3en dar:
Summe Davon mit einer Restlaufzeit
von mehr als 1 Jahr
2021/22 2020/21 2021/22 2020/21
EUR EUR EUR EUR
Sonstige Forderungen und
Vermégensgegenstande 27.127,47 20.610,79 0,00 0,00
Summe 27.127,47 20.610,79 0,00 0,00

2.3. Aktive Rechnungsabgrenzung

2.3.1. Transitorische Posten

Die transitorischen Posten werden mit EUR 466,20 (Vorjahr EUR 470,74)
ausgewiesen und umfassen alle Ausgaben, die erst im Folgejahr im Sinne einer
periodenreinen Gewinnermittlung aufwandswirksam verrechnet werden.

2.4. Eigenkapital

Der kumulierte Gebarungsiiberschuss 2021/2022 belauft sich auf

EUR 368.020,00 (Vorjahr EUR 371.471,51).

In diesem Betrag ist ein kumulierter Gebarungstiberschuss aus Vorperioden in
Hohe von EUR 371.471,51 und ein Abgang der laufenden Gebarung 2021/2022
in Hohe von EUR -3.451,51 enthalten.

2.5. Ruckstellungen

2.5.1. Personalriuickstellungen

Die Ruckstellung fur nicht konsumierte Urlaube erhdhte sich gegentiber dem
Vorjahr um EUR 43,07.
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2.5.1. Sonstige Ruckstellungen
Die sonstigen Rickstellungen bestehen aus folgenden Positionen:

30.06.2022 30.06.2021
EUR EUR
Rickstellung Erstellung Jahresabschluss 1.980,00 1.560,00
Rickstellungen Prifung Jahresabschluss 3.600,00 3.430,00
Summe 5.580,00 4.990,00

2.6. Verbindlichkeiten
Die Aufgliederung der Verbindlichkeiten stellt sich folgendermal3en dar:

Summe Davon mit einer Restlaufzeit

von mehr als 1 Jahr

2021/22 2020/21 2021/22 2020/21
EUR EUR EUR EUR
Verbindlichkeiten aus Lieferungen
und Leistungen 23.792,71 726,61 0,00 0,00
Sonstige Verbindlichkeiten 3.422,35 3.410,77 0,00 0,00
- davon aus Steuern 339,00 318,84 0,00 0,00
- davonim Rahmen der 1.484,95 1.446,76 0,00 0,00
sozialen Sicherheit

Summe 27.215,06 4.137,38 0,00 0,00

2.6.1. Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen
Die Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen haben eine
durchschnittliche Laufzeit von 1 Monat.

2.6.2. Sonstige Verbindlichkeiten
Die sonstigen Verbindlichkeiten bestehen im Wesentlichen aus den

Lohnabgaben fur Juni 2022 und dem Buchhaltungshonorar fir den Zeitraum April
bis Juni 2022.

3. Erlauterungen zur Gewinn- und Verlustrechnung

3.1. Ertrage im Zusammenhang mit der unmittelbaren Vertretungstatigkeit
Die Ertrage betragen EUR 205.123,34 (Vorjahr EUR 185.714,32).
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3.2. Aufwendungen im Zusammenhang mit der unmittelbaren
Vertretungstatigkeit

3.2.1. Personalaufwand
Der Personalaufwand hat sich gegentiber dem Vorjahr um EUR 49,69 auf
EUR 34.480,52 vermindert.

3.2.2. Aufwandsentschadigungen
Die Aufwandsentschadigungen haben sich gegentber dem Vorjahr um EUR
6.375,15 auf EUR 23.700,15 erhoht.

3.2.3. Werkvertrage und Honorare
Die Aufwendungen fur Werkvertrdge und Honorare verminderten sich gegenuber
dem Vorjahr um EUR 850,00 auf EUR 550,00.

3.2.4. Sachaufwand
Der Sachaufwand erhohte sich gegentber dem Vorjahr um EUR 84.262,72 auf
EUR 146.497,12.

3.2.5. Abschreibungen
Die planmafigen Abschreibungen einschliel3lich der Geringwertigen
Wirtschaftsguter betragen im Geschéftsjahr EUR 10.880,74 und erhdhten sich
damit gegentiber dem Vorjahr um EUR 5.946,68.

3.3. Ertrage aus Grof3veranstaltungen
Die Ertrage aus Grol3veranstaltungen betragen EUR 29.879,39 (Vorjahr EUR
0,00).

3.4. Aufwendungen aus GrofRveranstaltungen
Die Aufwendungen aus Grol3veranstaltungen betragen EUR 22.345,71 (Vorjahr
EUR 0,00).

3.5. Ergebnis der laufenden Gebarung
Das Ergebnis der laufenden Gebarung betragt EUR -3.451,51 und hat sich damit
gegenuber dem Vorjahr um EUR -68.742,16 vermindert.
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4. Sonstige Angaben

4.1. Anzahl der Arbeitnehmer
Die durchschnittliche Zahl der Arbeitnehmer betrug im Geschéftsjahr:

insgesamt: 1
davon Arbeiter: O

davon Angestellte: 1

4.2. Vertreter

Hannah Pelsl

Hannah PeBl, 21.12.22 09:57
Signed with XiTrust MOXIS

Wirtschaftsreferentin: Hannah Pefl3l

Datum, Unterschrift

Vorsitzender: Martin Kohlmayr Martin K&M"W

Datun Martin Kohimayr, 21.12.22 10:02
Signed with XiTrust MOXIS
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Nr: 1504

AFA - GESAMT(RAG 2014)

Name: Hochschlilerinnen- und Hochschlilerschaft

01.07.2021 - 30.06.2022

Anschaffungs- bzw. Herstellungskosten Buchwerte

Nr. Text 01.07.2021 Zugange davon akt. Zinsen Abgange Umbuchungen 30.06.2022 30.06.2022 30.06.2021

EUR EUR EUR EUR EUR EUR EUR EUR

660 Betriebs- und Geschéaftsausstattung 27 231,23 4 140,16 0,00 0,00 0,00 31371,39 14 046,09 13 624,83

680 Geringw. WG Betriebs- u. 0,00 7 161,84 0,00 7 161,84 0,00 0,00 0,00 0,00
Gesch.ausstatt.

Summe 27 231,23 11 302,00 0,00 7 161,84 0,00 31 371,39 14 046,09 13 624,83

Abschreibungsbewegungen

Nr. Text kum. AfA AfAIfd  Zuschreibungen Zugange Abgange Umbuchungen kum. AfA

01.07.2021 30.06.2022

EUR EUR EUR EUR EUR EUR EUR

660 Betriebs- und Geschaftsausstattung 13 606,40 3718,90 0,00 0,00 0,00 0,00 17 325,30

680 Geringw. WG Betriebs- u. 0,00 7 161,84 0,00 0,00 7 161,84 0,00 0,00
Gesch.ausstatt.

Summe 13 606,40 10 880,74 0,00 0,00 7 161,84 0,00 17 325,30

BIBU: Sigrid Fellner, 8054 Graz

DVR: 1021443

RZLAFA (c) RZL



OH an der FH Joanneum

Ruckstellungsspiegel

Personalrickstellungen

01.07.2021 Zugange Abgéange 30.06.2022

EUR EUR EUR EUR

Ruckstellung fur nicht konsumierte Urlaube 1774,81 1817,88 1774,81 1817,88
Sonstige Rickstellungen

01.07.2021 Zugange Abgange 30.06.2022

EUR EUR EUR EUR

Ruckstellung Erstellung Jahresabschluss 1 560,00 1 980,00 1 560,00 1 980,00

Rickstellung Prifung Jahresabschluss 3 430,00 3 600,00 3430,00 3 600,00

Sonstige Ruckstellungen 4 990,00 5 580,00 4 990,00 5 580,00



OH an der FH Joanneum

Erlauterung zum Reinvermaogen

Anfangsbestand 01.07.2021 EUR 371471,51
Abgang nicht zweckgeb. Ricklage

01.07.2021-30.06.2022 EUR -3451,51
Reinvermdgen per 30.06.2022 EUR 368 020,00
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KHG
Maschinengeschriebenen Text
__________________________________                                    __________________________________ 
Wirtschaftreferentin: Hannah Peßl                             Vorsitzender: Martin Kohlmayr


Beilage 2

AAB



R STEUERBERATER
WIRTSCHAFTSPRUFER

Allgemeine
Auftragsbedingungen
far Wirtschaftstreuhandberufe
(AAB 2018)

Empfohlen vom Vorstand der Kammer der Steuerberater und
Wirtschaftsprifer zuletzt mit Beschluss vom 18.04.2018

Praambel und Allgemeines

1) Auftrag im Sinne dieser Bedingungen meint jeden Vertrag Uber
vom zur Austbung eines Wirtschaftstreuhandberufes Berechtigten in
Ausiibung dieses Berufes zu erbringende Leistungen (sowohl faktische
Téatigkeiten als auch die Besorgung oder Durchfuhrung von
Rechtsgeschéften oder Rechtshandlungen, jeweils im Rahmen der §§ 2
oder 3 Wirtschaftstreuhandberufsgesetz 2017 (WTBG 2017). Die Parteien
des Auftrages werden in Folge zum einen ,Auftragnehmer”, zum anderen
LAuftraggeber” genannt).

2) Diese Allgemeinen Auftragsbedingungen far
Wirtschaftstreuhandberufe  gliedern  sich in  zwei Teile: Die
Auftragsbedingungen des |. Teiles gelten fur Auftrdge, bei denen die
Auftragserteilung zum Betrieb des Unternehmens des Auftraggebers
(Unternehmer iSd KSchG) gehért. Fir Verbrauchergeschéafte geman
Konsumentenschutzgesetz (Bundesgesetz vom 8.3.1979/BGBI Nr.140 in
der derzeit gultigen Fassung) gelten sie insoweit der Il. Teil keine
abweichenden Bestimmungen fiir diese enthélt.

3) Im Falle der Unwirksamkeit einer einzelnen Bestimmung ist diese
durch eine wirksame, die dem angestrebten Ziel mdglichst nahe kommt,
zu ersetzen.

L.TEIL
1. Umfang und Ausfiihrung des Auftrages

1) Der Umfang des Auftrages ergibt sich in der Regel aus der
schriftichen  Auftragsvereinbarung  zwischen  Auftraggeber  und
Auftragnehmer.  Fehlt diesbezuglich eine detaillierte schriftliche
Auftragsvereinbarung gilt im Zweifel (2)-(4):

2) Bei Beauftragung mit Steuerberatungsleistungen umfasst die
Beratungstatigkeit folgende Tatigkeiten:

a) Ausarbeitung der Jahressteuererklarungen fur die Einkommen- oder
Koérperschaftsteuer sowie Umsatzsteuer und zwar auf Grund der vom
Auftraggeber vorzulegenden oder (bei entsprechender Vereinbarung) vom
Auftragnehmer erstellten Jahresabschlisse und sonstiger, fur die
Besteuerung erforderlichen Aufstellungen und Nachweise. Wenn nicht
ausdricklich anders vereinbart, sind die fur die Besteuerung erforderlichen
Aufstellungen und Nachweise vom Auftraggeber beizubringen.

b) Prifung der Bescheide zu den unter a) genannten Erklarungen.

¢) Verhandlungen mit den Finanzbehérden im Zusammenhang mit den
unter a) und b) genannten Erklarungen und Bescheiden.

d) Mitwirkung bei Betriebsprifungen und Auswertung der Ergebnisse von
Betriebspriifungen hinsichtlich der unter a) genannten Steuern.

e) Mitwirkung im Rechtsmittelverfahren hinsichtlich der unter a) genannten
Steuern.

Erhalt der Auftragnehmer fir die laufende Steuerberatung ein
Pauschalhonorar, so sind mangels anderweitiger schriftlicher
Vereinbarungen die unter d) und e) genannten Tatigkeiten gesondert zu
honorieren.

3) Soweit die Ausarbeitung von einer oder mehreren
Jahressteuererklarung(en) zum tbernommenen Auftrag zahlt, gehort dazu
nicht  die Uberpriifung etwaiger besonderer buchmagiger
Voraussetzungen sowie die Priifung, ob alle in Betracht kommenden
insbesondere umsatzsteuerrechtlichen Begiinstigungen wahrgenommen
worden sind, es sei denn, hieriiber besteht eine nachweisliche
Beauftragung.

4) Die Verpflichtung zur Erbringung anderer Leistungen gemaR 8§ 2
und 3 WTBG 2017 bedarf jedenfalls nachweislich einer gesonderten
Beauftragung.

(5) Vorstehende Absatze (2) bis (4) gelten nicht bei
Sachversténdigentatigkeit.

(6) Es bestehen keinerlei Pflichten des Auftragnehmers zur
Leistungserbringung, Warnung oder Aufklarung tber den Umfang des
Auftrages hinaus.

()] Der Auftragnehmer ist berechtigt, sich zur Durchfuhrung des
Auftrages geeigneter Mitarbeiter und sonstiger Erfullungsgehilfen
(Subunternehmer) zu bedienen, als auch sich bei der Durchfihrung des
Auftrages durch einen Berufsbefugten substituieren zu lassen. Mitarbeiter
im Sinne dieser Bedingungen meint alle Personen, die den Auftragnehmer
auf regelméaRiger oder dauerhafter Basis bei seiner betrieblichen Tatigkeit
unterstiitzen, unabhéangig von der Art der rechtsgeschaftlichen Grundlage.

8) Der Auftragnehmer hat bei der Erbringung seiner Leistungen
ausschlieBlich dsterreichisches Recht zu beriicksichtigen; auslandisches
Recht ist nur bei ausdricklicher schrifticher Vereinbarung zu
berucksichtigen.

9) Andert sich die Rechtslage nach Abgabe der abschlieRBenden
schriftlichen als auch miindlichen beruflichen AuBerung, so ist der
Auftragnehmer nicht verpflichtet, den Auftraggeber auf Anderungen oder
sich daraus ergebende Folgen hinzuweisen. Dies gilt auch fir in sich
abgeschlossene Teile eines Auftrages.

(10) Der Auftraggeber ist verpflichtet dafur Sorge zu tragen, dass die von
ihm zur Verfligung gestellten Daten vom Auftragnehmer im Rahmen der
Leistungserbringung verarbeitet werden durfen. Diesbeziglich hat der
Auftraggeber insbesondere aber nicht ausschlie3lich die anwendbaren
datenschutz- und arbeitsrechtlichen Bestimmungen zu beachten.

(11) Bringt der Auftragnehmer bei einer Behorde ein Anbringen
elektronisch ein, so handelt er — mangels ausdrucklicher gegenteiliger
Vereinbarung — lediglich als Bote und stellt dies keine ihm oder einem
einreichend Bevolimé&chtigten zurechenbare Willens- oder
Wissenserklarung dar.

(12) Der Auftraggeber verpflichtet sich, Personen, die wahrend des
Auftragsverhaltnisses Mitarbeiter des Auftragnehmers sind oder waren,
wahrend und binnen eines Jahres nach Beendigung des
Auftragsverhaltnisses nicht in seinem Unternehmen oder in einem ihm
nahestehenden Unternehmen zu beschaftigen, widrigenfalls er sich zur
Bezahlung eines Jahresbezuges des tibernommenen Mitarbeiters an den
Auftragnehmer verpflichtet.

2. Aufklarungspflicht des Auftraggebers; Vollstéandigkeitserklarung

1) Der Auftraggeber hat dafiir zu sorgen, dass dem Auftragnehmer
auch ohne dessen besondere Aufforderung alle fiir die Ausfuhrung des
Auftrages notwendigen Unterlagen zum vereinbarten Termin und in
Ermangelung eines solchen rechtzeitig in geeigneter Form vorgelegt
werden und ihm von allen Vorgéangen und Umstanden Kenntnis gegeben
wird, die fiir die Ausfuhrung des Auftrages von Bedeutung sein kénnen.
Dies gilt auch fir die Unterlagen, Vorgange und Umsténde, die erst
wéhrend der Tatigkeit des Auftragnehmers bekannt werden.

2) Der Auftragnehmer ist berechtigt, die ihm erteilten Auskinfte und
Ubergebenen Unterlagen des Auftraggebers, insbesondere
Zahlenangaben, als richtig und vollstandig anzusehen und dem Auftrag zu
Grunde zu legen. Der Auftragnehmer ist ohne gesonderten schriftlichen
Auftrag nicht verpflichtet, Unrichtigkeiten fest zu stellen. Insbesondere gilt
dies auch fiir die Richtigkeit und Vollstandigkeit von Rechnungen. Stellt er
allerdings Unrichtigkeiten fest, so hat er dies dem Auftraggeber bekannt zu
geben. Er hat im Finanzstrafverfahren die Rechte des Auftraggebers zu
wahren.

?3) Der Auftraggeber hat dem Auftragnehmer die Vollstandigkeit der
vorgelegten Unterlagen sowie der gegebenen Auskiinfte und Erklarungen
im Falle von Prifungen, Gutachten und Sachverstandigentatigkeit
schriftlich zu bestatigen.

(4)  Wenn bei der Erstellung von Jahresabschliissen und anderen
Abschliissen vom Auftraggeber erhebliche Risiken nicht bekannt gegeben
worden sind, bestehen fiir den Auftragnehmer insoweit diese Risiken
schlagend werden keinerlei Ersatzpflichten.

(5) Vom Auftragnehmer angegebene Termine und Zeitplane fur die
Fertigstellung von Produkten des Auftragnehmers oder Teilen davon sind
bestmdgliche Schatzungen und, sofern nicht anders schriftlich vereinbart,
nicht bindend. Selbiges gilt fir etwaige Honorarschétzungen: diese werden
nach bestem Wissen erstellt; sie sind jedoch stets unverbindlich.

(6) Der Auftraggeber hat dem Auftragnehmer jeweils aktuelle
Kontaktdaten (insbesondere Zustelladresse) bekannt zu geben. Der
Auftragnehmer darf sich bis zur Bekanntgabe neuer Kontaktdaten auf die
Giiltigkeit der zuletzt vom Auftraggeber bekannt gegebenen Kontaktdaten
verlassen, insbesondere Zustellung an die zuletzt bekannt gegebene
Adresse vornehmen lassen.



3. Sicherung der Unabhéangigkeit

1) Der Auftraggeber ist verpflichtet, alle Vorkehrungen zu treffen, um
zu verhindern, dass die Unabhéngigkeit der Mitarbeiter des
Auftragnehmers gefahrdet wird, und hat selbst jede Geféhrdung dieser
Unabhangigkeit zu unterlassen. Dies gilt insbesondere fiir Angebote auf
Anstellung und fur Angebote, Auftrdge auf eigene Rechnung zu
Ubernehmen.

) Der Auftraggeber nimmt zur Kenntnis, dass seine hierfir
notwendigen personenbezogenen Daten sowie Art und Umfang inklusive
Leistungszeitraum der zwischen Auftragnehmer und Auftraggeber
vereinbarten Leistungen (sowohl Prifungs- als auch
Nichtpriifungsleistungen) zum Zweck der Uberpriifung des Vorliegens von
Befangenheits- oder AusschlieBungsgrinden und Interessenkollisionen in
einem allfalligen Netzwerk, dem der Auftragnehmer angehért, verarbeitet
und zu diesem Zweck an die tbrigen Mitglieder dieses Netzwerkes auch
ins Ausland Ubermittelt werden. Hierfur entbindet der Auftraggeber den
Auftragnehmer nach dem Datenschutzgesetz und gemaR § 80 Abs 4 Z 2
WTBG 2017 ausdriicklich von dessen Verschwiegenheitspflicht. Der
Auftraggeber kann die Entbindung von der Verschwiegenheitspflicht
jederzeit widerrufen.

4. Berichterstattung und Kommunikation

(1) (Berichterstattung durch den Auftragnehmer) Bei Prifungen und
Gutachten ist, soweit nichts anderes vereinbart wurde, ein schriftlicher
Bericht zu erstatten.

2) (Kommunikation an den Auftraggeber) Alle auftragsbezogenen
Auskiinfte und Stellungnahmen, einschlieflich Berichte, (allesamt
Wissenserklarungen) des Auftragnehmers, seiner Mitarbeiter, sonstiger
Erfullungsgehilfen oder Substitute (,berufliche AuRerungen*) sind nur dann
verbindlich, wenn sie schriftlich erfolgen. Berufliche AuRerungen in
elektronischen Dateiformaten, welche per Fax oder E-Mail oder unter
Verwendung &hnlicher Formen der elektronischen Kommunikation
(speicher- und wiedergabefahig und nicht mindlich dh zB SMS aber nicht
Telefon) erfolgen, Ubermittelt oder bestétigt werden, gelten als schriftlich;
dies gilt ausschlieRlich fur berufliche AuRerungen. Das Risiko der Erteilung
der beruflichen AuRerungen durch dazu Nichtbefugte und das Risiko der
Ubersendung dieser tragt der Auftraggeber.

3) (Kommunikation an den Auftraggeber) Der Auftraggeber stimmt
hiermit zu, dass der Auftragnehmer elektronische Kommunikation mit dem
Auftraggeber (zB via E-Mail) in unverschlusselter Form vornimmt. Der
Auftraggeber erklart, tber die mit der Verwendung elektronischer
Kommunikation ~ verbundenen  Risiken  (insbesondere  Zugang,
Geheimhaltung, Verénderung von Nachrichten im Zuge der Ubermittlung)
informiert zu sein. Der Auftragnehmer, seine Mitarbeiter, sonstigen
Erfullungsgehilfen oder Substitute haften nicht fiir Schaden, die durch die
Verwendung elektronischer Kommunikationsmittel verursacht werden.

4) (Kommunikation an den Auftragnehmer) Der Empfang und die
Weiterleitung von Informationen an den Auftragnehmer und seine
Mitarbeiter sind bei Verwendung von Telefon — insbesondere in
Verbindung mit automatischen Anrufbeantwortungssystemen, Fax, E-Mail
und anderen Formen der elektronischen Kommunikation — nicht immer
sichergestellt. Auftrdége und wichtige Informationen gelten daher dem
Auftragnehmer nur dann als zugegangen, wenn sie auch physisch (nicht
(fern-)miindlich oder elektronisch) zugegangen sind, es sei denn, es wird
im Einzelfall der Empfang ausdrucklich bestétigt. Automatische
Ubermittlungs- und Lesebestdtigungen gelten nicht als solche
ausdriicklichen Empfangsbestatigungen. Dies gilt insbesondere fir die
Ubermittlung von Bescheiden und anderen Informationen tber Fristen.
Kritische und wichtige Mitteilungen mussen daher per Post oder Kurier an
den Auftragnehmer gesandt werden. Die Ubergabe von Schriftstiicken an
Mitarbeiter auRerhalb der Kanzlei gilt nicht als Ubergabe.

(5) (Allgemein) Schriftlich meint insoweit in Punkt 4 (2) nicht anderes
bestimmt, Schriftlichkeit iSd 8§ 886 ABGB (Unterschriftlichkeit). Eine
fortgeschrittene elektronische Signatur (Art. 26 elDAS-
VO, (EU) Nr. 910/2014) erfillt das Erfordernis der Schriftlichkeit iSd § 886
ABGB (Unterschriftlichkeit), soweit dies innerhalb der Parteiendisposition
liegt.

(6) (Werbliche Information) Der Auftragnehmer wird dem Auftraggeber
wiederkehrend allgemeine steuerrechtliche und allgemeine
wirtschaftsrechtliche Informationen elektronisch (zB per E-Mail)
Ubermitteln. Der Auftraggeber nimmt zur Kenntnis, dass er das Recht hat,
der Zusendung von Direktwerbung jederzeit zu widersprechen.

5. Schutz des geistigen Eigentums des Auftragnehmers

1) Der Auftraggeber ist verpflichtet, dafir zu sorgen, dass die im
Rahmen des Auftrages vom Auftragnehmer erstellten Berichte, Gutachten,
Organisationspléne, Entwirfe, Zeichnungen, Berechnungen und
dergleichen nur fur Auftragszwecke (z.B. geméaR § 44 Abs 3 EStG 1988)
verwendet werden. Im Ubrigen bedarf die Weitergabe schriftlicher als auch

mundlicher beruflicher AuRerungen des Auftragnehmers an einen Dritten
zur Nutzung der schriftlichen Zustimmung des Auftragnehmers.

2) Die Verwendung schriftlicher als auch mundlicher beruflicher
AuRerungen des Auftragnehmers zu Werbezwecken ist unzuléssig; ein
VerstoR berechtigt den Auftragnehmer zur fristiosen Kundigung aller noch
nicht durchgefiihrten Auftrage des Auftraggebers.

?3) Dem Auftragnehmer verbleibt an seinen Leistungen das
Urheberrecht. Die Einrdumung von Werknutzungsbewilligungen bleibt der
schriftlichen Zustimmung des Auftragnehmers vorbehalten.

6. Méngelbeseitigung

1) Der Auftragnehmer ist berechtigt und verpflichtet, nachtraglich
hervorkommende Unrichtigkeiten und Méangel in seiner schriftlichen als
auch miindlichen beruflichen AuRerung zu beseitigen, und verpflichtet, den
Auftraggeber hiervon unverzuglich zu versténdigen. Er ist berechtigt, auch
liber die urspriingliche berufliche AuRerung informierte Dritte von der
Anderung zu verstandigen.

2) Der Auftraggeber hat Anspruch auf die kostenlose Beseitigung von
Unrichtigkeiten, sofern diese durch den Auftragnehmer zu vertreten sind;
dieser Anspruch erlischt sechs Monate nach erbrachter Leistung des
Auftragnehmers bzw. — falls eine schriftliche berufliche AuRerung nicht
abgegeben wird — sechs Monate nach Beendigung der beanstandeten
Tatigkeit des Auftragnehmers.

(3) Der Auftraggeber hat bei Fehlschlagen der Nachbesserung
etwaiger Méangel Anspruch auf Minderung. Soweit darlber hinaus
Schadenersatzanspriiche bestehen, gilt Punkt 7.

7. Haftung

1) Samtliche Haftungsregelungen gelten fur alle Streitigkeiten im
Zusammenhang mit dem Auftragsverhaltnis, gleich aus welchem
Rechtsgrund. Der Auftragnehmer haftet fir Schaden im Zusammenhang
mit dem Auftragsverhdltnis (einschlieBlich dessen Beendigung) nur bei
Vorsatz und grober Fahrlassigkeit. Die Anwendbarkeit des § 1298 Satz 2
ABGB wird ausgeschlossen.

2) Im Falle grober Fahrlassigkeit betrégt die Ersatzpflicht des
Auftragnehmers héchstens das zehnfache der
Mindestversicherungssumme der Berufshaftpflichtversicherung geman §
11 Wirtschaftstreuhandberufsgesetz 2017 (WTBG 2017) in der jeweils
geltenden Fassung.

?3) Die Beschrankung der Haftung gemaf Punkt 7 (2) bezieht sich auf
den einzelnen Schadensfall. Der einzelne Schadensfall umfasst samtliche
Folgen einer Pflichtverletzung ohne Ricksicht darauf, ob Schaden in
einem oder in mehreren aufeinander folgenden Jahren entstanden sind.
Dabei gilt mehrfaches auf gleicher oder gleichartiger Fehlerquelle
beruhendes Tun oder Unterlassen als eine einheitliche Pflichtverletzung,
wenn die betreffenden Angelegenheiten miteinander in rechtlichem und
wirtschaftlichem Zusammenhang stehen. Ein einheitlicher Schaden bleibt
ein einzelner Schadensfall, auch wenn er auf mehreren Pflichtverletzungen
beruht. Weiters ist, auer bei vorsatzlicher Schadigung, eine Haftung des
Auftragnehmers fiir entgangenen Gewinn sowie Begleit-, Folge-, Neben-
oder ahnliche Schaden, ausgeschlossen.

4) Jeder Schadenersatzanspruch kann nur innerhalb von sechs
Monaten nachdem der oder die Anspruchsberechtigten von dem Schaden
Kenntnis erlangt haben, spatestens aber innerhalb von drei Jahren ab
Eintritt des (Primé&r)Schadens nach dem anspruchsbegriindenden Ereignis
gerichtlich geltend gemacht werden, sofern nicht in gesetzlichen
Vorschriften zwingend andere Verjahrungsfristen festgesetzt sind.

(5) Im Falle der (tatbestandsmaRigen) Anwendbarkeit des § 275 UGB
gelten dessen Haftungsnormen auch dann, wenn an der Durchfiihrung des
Auftrages mehrere Personen beteiligt gewesen oder mehrere zum Ersatz
verpflichtende Handlungen begangen worden sind und ohne Riicksicht
darauf, ob andere Beteiligte vorsatzlich gehandelt haben.

(6) In Féllen, in denen ein férmlicher Bestatigungsvermerk erteilt wird,
beginnt die Verjahrungsfrist spatestens mit Erteilung des
Bestatigungsvermerkes zu laufen.

@) Wird die Tatigkeit unter Einschaltung eines Dritten, z.B. eines Daten
verarbeitenden  Unternehmens,  durchgefuhrt, so gelten  mit
Benachrichtigung des Auftraggebers dariiber nach Gesetz oder Vertrag
be- oder entstehende Gewabhrleistungs- und Schadenersatzanspriiche
gegen den Dritten als an den Auftraggeber abgetreten. Der Auftragnehmer
haftet, unbeschadet Punkt 4. (3), diesfalls nur fur Verschulden bei der
Auswahl des Dritten.

8) Eine Haftung des Auftragnehmers Dritten gegenuber ist in jedem Fall
ausgeschlossen. Geraten Dritte mit der Arbeit des Auftragnehmers wegen
des Auftraggebers in welcher Form auch immer in Kontakt hat der
Auftraggeber diese tiber diesen Umstand ausdriicklich aufzuklaren. Soweit



ein solcher Haftungsausschluss gesetzlich nicht zuléssig ist oder eine
Haftung gegenuber Dritten vom Auftragnehmer ausnahmsweise
Ubernommen wurde, gelten subsidiar diese Haftungsbeschrankungen
jedenfalls auch gegenuber Dritten. Dritte koénnen jedenfalls keine
Anspriche stellen, die Uber einen allfalligen Anspruch des Auftraggebers
hinausgehen. Die Haftungshéchstsumme gilt nur insgesamt einmal fur alle
Geschadigten, einschlieBlich der Ersatzanspruche des Auftraggebers
selbst, auch wenn mehrere Personen (der Auftraggeber und ein Dritter
oder auch mehrere Dritte) geschéadigt worden sind; Geschadigte werden
nach ihrem Zuvorkommen befriedigt. Der Auftraggeber wird den
Auftragnehmer und dessen Mitarbeiter von samtlichen Ansprichen Dritter
im Zusammenhang mit der Weitergabe schriftlicher als auch mindlicher
beruflicher AuRerungen des Auftragnehmers an diese Dritte schad- und
klaglos halten.

9) Punkt 7 gilt auch fur allféllige Haftungsanspriiche des Auftraggebers
im Zusammenhang mit dem Auftragsverhaltnis gegenuber Dritten
(Erfullungs- und Besorgungsgehilfen des Auftragnehmers) und den
Substituten des Auftragnehmers.

8. Verschwiegenheitspflicht, Datenschutz

1) Der Auftragnehmer ist gemén § 80 WTBG 2017 verpflichtet, Gber
alle Angelegenheiten, die ihm im Zusammenhang mit seiner Tatigkeit flr
den Auftraggeber bekannt werden, Stillschweigen zu bewahren, es sei
denn, dass der Auftraggeber ihn von dieser Schweigepflicht entbindet oder
gesetzliche AuRerungspflichten entgegen stehen.

) Soweit es zur Verfolgung von Ansprichen des Auftragnehmers
(insbesondere Anspriiche auf Honorar) oder zur Abwehr von Anspriichen
gegen den Auftragnehmer (insbesondere Schadenersatzanspriiche des
Auftraggebers oder Dritter gegen den Auftragnehmer) notwendig ist, ist der
Auftragnehmer  von  seiner  beruflichen  Verschwiegenheitspflicht
entbunden.

3) Der Auftragnehmer darf Berichte, Gutachten und sonstige
schriftliche berufliche AuRerungen (iber die Ergebnisse seiner Tatigkeit
Dritten nur mit Einwilligung des Auftraggebers aushandigen, es sei denn,
dass eine gesetzliche Verpflichtung hierzu besteht.

4) Der Auftragnehmer ist datenschutzrechtlich Verantwortlicher im
Sinne der Datenschutz-Grundverordnung (,DSGVO®) hinsichtlich aller im
Rahmen des Auftrages verarbeiteter personenbezogenen Daten. Der
Auftragnehmer ist daher befugt, ihm anvertraute personenbezogene Daten
im Rahmen der Grenzen des Auftrages zu verarbeiten. Dem
Auftragnehmer Uberlassene Materialien (Papier und Datentrager) werden
grundsétzlich nach Beendigung der diesbeziglichen Leistungserbringung
dem Auftraggeber oder an vom Auftraggeber namhaft gemachte Dritte
ubergeben oder wenn dies gesondert vereinbart ist vom Auftragnehmer
verwahrt oder vernichtet. Der Auftragnehmer ist berechtigt Kopien davon
aufzubewahren soweit er diese zur ordnungsgeméaflen Dokumentation
seiner Leistungen benétigt oder es rechtlich geboten oder berufsublich ist.

(5) Sofern der Auftragnehmer den Auftraggeber dabei unterstitzt, die
den Auftraggeber als datenschutzrechtlich Verantwortlichen treffenden
Pflichten gegeniber Betroffenen zu erfullen, so ist der Auftragnehmer
berechtigt, den entstandenen tatsachlichen Aufwand an den Auftraggeber
zu verrechnen. Gleiches gilt, fur den Aufwand der fur Auskinfte im
Zusammenhang mit dem Auftragsverhaltnis anfallt, die nach Entbindung
von der Verschwiegenheitspflicht durch den Auftraggeber gegenuber
Dritten diesen Dritten erteilt werden.

9. Rucktritt und Kiindigung (,Beendigung®)

1) Die Erklarung der Beendigung eines Auftrags hat schriftlich zu
erfolgen (siehe auch Punkt. 4 (4) und (5)). Das Erléschen einer
bestehenden Volimacht bewirkt keine Beendigung des Auftrags.

2) Soweit nicht etwas anderes schriftlich vereinbart oder gesetzlich
zwingend vorgeschrieben ist, kdnnen die Vertragspartner den Vertrag
jederzeit mit sofortiger Wirkung beendigen. Der Honoraranspruch
bestimmt sich nach Punkt 11.

3) Ein Dauerauftrag (befristeter oder unbefristeter Auftrag tber, wenn
auch nicht ausschlieBlich, die Erbringung wiederholter Einzelleistungen,
auch mit Pauschalvergutung) kann allerdings, soweit nichts anderes
schriftlich vereinbart ist, ohne Vorliegen eines wichtigen Grundes nur unter
Einhaltung einer Frist von drei Monaten (,Beendigungsfrist*) zum Ende
eines Kalendermonats beendet werden.

4) Nach Erklarung der Beendigung eines Dauerauftrags — sind, soweit
im Folgenden nicht abweichend bestimmt, nur jene einzelnen Werke vom
Auftragnehmer noch fertigzustellen (verbleibender Auftragsstand), deren
vollstandige Ausfuhrung innerhalb der Beendigungsfrist (grundsatzlich)
mdglich ist, soweit diese innerhalb eines Monats nach Beginn des Laufs
der Beendigungsfrist dem Auftraggeber schriftlich im Sinne des Punktes 4
(2) bekannt gegeben werden. Der verbleibende Auftragsstand ist innerhalb
der Beendigungsfrist fertig zu stellen, sofern samtliche erforderlichen

Unterlagen rechtzeitig zur Verfligung gestellt werden und soweit nicht ein
wichtiger Grund vorliegt, der dies hindert.

(5) Waren bei einem Dauerauftrag mehr als 2 gleichartige,
Ublicherweise nur einmal jéhrlich zu erstellende Werke (z.B.
Jahresabschlisse, Steuererklarungen etc.) fertig zu stellen, so zéhlen die
Uber 2 hinaus gehenden Werke nur bei ausdriicklichem Einverstéandnis des
Auftraggebers zum verbleibenden Auftragsstand. Auf diesen Umstand ist
der Auftraggeber in der Bekanntgabe gemafR Punkt 9 (4) gegebenenfalls
ausdrucklich hinzuweisen.

10. Beendigung bei Annahmeverzug und unterlassener Mitwirkung des
Auftraggebers und rechtlichen Ausfiihrungshindernissen

1) Kommt der Auftraggeber mit der Annahme der vom Auftragnehmer
angebotenen Leistung in Verzug oder unterlasst der Auftraggeber eine ihm
nach Punkt 2. oder sonst wie obliegende Mitwirkung, so ist der
Auftragnehmer zur fristlosen Beendigung des Vertrages berechtigt.
Gleiches gilt, wenn der Auftraggeber eine (auch teilweise) Durchfiihrung
des Auftrages verlangt, die, nach begriindetem Dafurhalten des
Auftragnehmers, nicht der Rechtslage oder berufsiiblichen Grundsatzen
entspricht. Seine Honoraranspriiche bestimmen sich nach Punkt 11.
Annahmeverzug sowie unterlassene Mitwirkung seitens des Auftraggebers
begriinden auch dann den Anspruch des Auftragnehmers auf Ersatz der
ihm hierdurch entstandenen Mehraufwendungen sowie des verursachten
Schadens, wenn der Auftragnehmer von seinem Kundigungsrecht keinen
Gebrauch macht.

) Bei Vertragen Uber die Fiuhrung der Bicher, die Vornahme der
Personalsachbearbeitung oder Abgabenverrechnung ist eine fristlose
Beendigung durch den Auftragnehmer gemaf Punkt 10 (1) zulassig, wenn
der Auftraggeber seiner Mitwirkungspflicht gemaR Punkt 2. (1) zweimal
nachweislich nicht nachkommt.

11. Honoraranspruch

1) Unterbleibt die Ausfuhrung des Auftrages (z.B. wegen Ruicktritt oder
Kundigung), so gebuhrt dem Auftragnehmer gleichwohl das vereinbarte
Entgelt (Honorar), wenn er zur Leistung bereit war und durch Umsténde,
deren Ursache auf Seiten des Auftraggebers liegen, ein bloRBes
Mitverschulden des Auftragnehmers bleibt diesbeziiglich auRer Ansatz,
daran gehindert worden ist; der Auftragnehmer braucht sich in diesem Fall
nicht anrechnen zu lassen, was er durch anderweitige Verwendung seiner
und seiner Mitarbeiter Arbeitskraft erwirbt oder zu erwerben unterlasst.

2) Bei Beendigung eines Dauerauftrags gebihrt das vereinbarte
Entgelt fur den verbleibenden Auftragsstand, sofern er fertiggestellt wird
oder dies aus Grinden, die dem Auftraggeber zuzurechnen sind,
unterbleibt (auf Punkt 11. (1) wird verwiesen). Vereinbarte
Pauschalhonorare sind gegebenenfalls zu aliquotieren.

?3) Unterbleibt eine zur Ausfihrung des Werkes erforderliche
Mitwirkung des Auftraggebers, so ist der Auftragnehmer auch berechtigt,
ihm zur Nachholung eine angemessene Frist zu setzen mit der Erklarung,
dass nach fruchtlosem Verstreichen der Frist der Vertrag als aufgehoben
gelte, im Ubrigen gelten die Folgen des Punkt 11. (1).

4) Bei Nichteinhaltung der Beendigungsfrist geméaf Punkt 9. (3) durch
den Auftraggeber, sowie bei Vertragsaufldsung gemaf Punkt 10. (2) durch
den Auftragnehmer behalt der Auftragnehmer den vollen Honoraranspruch
fur drei Monate.

12. Honorar

1) Sofern nicht ausdriicklich Unentgeltlichkeit vereinbart ist, wird
jedenfalls gemaR § 1004 und § 1152 ABGB eine angemessene
Entlohnung geschuldet. Hdhe und Art des Honoraranspruchs des
Auftragnehmers ergeben sich aus der zwischen ihm und seinem
Auftraggeber getroffenen Vereinbarung. Sofern nicht nachweislich eine
andere Vereinbarung getroffen wurde sind Zahlungen des Auftraggebers
immer auf die &lteste Schuld anzurechnen.

2) Die Kkleinste verrechenbare Leistungseinheit betragt eine
Viertelstunde.

?3) Auch die Wegzeit wird im notwendigen Umfang verrechnet.

4) Das Aktenstudium in der eigenen Kanzlei, das nach Art und Umfang
zur Vorbereitung des Auftragnehmers notwendig ist, kann gesondert
verrechnet werden.

(5) Erweist sich durch nachtraglich hervorgekommene besondere
Umstédnde oder auf Grund besonderer Inanspruchnahme durch den
Auftraggeber ein bereits vereinbartes Entgelt als unzureichend, so hat der
Auftragnehmer den Auftraggeber darauf hinzuweisen und sind
Nachverhandlungen zur Vereinbarung eines angemessenen Entgelts zu
fuhren (auch bei unzureichenden Pauschalhonoraren).



(6) Der Auftragnehmer verrechnet die Nebenkosten und die
Umsatzsteuer zusatzlich. Beispielhaft aber nicht abschlieRend im
Folgenden (7) bis (9):

()] Zu den verrechenbaren Nebenkosten z&éhlen auch belegte oder
pauschalierte Barauslagen, Reisespesen (bei Bahnfahrten 1. Klasse),
Diaten, Kilometergeld, Kopierkosten und &hnliche Nebenkosten.

8) Bei besonderen Haftpflichtversicherungserfordernissen zahlen die
betreffenden Versicherungspramien (inkl. Versicherungssteuer) zu den
Nebenkosten.

9) Weiters sind als Nebenkosten auch Personal- und
Sachaufwendungen fir die Erstellung von Berichten, Gutachten ué.
anzusehen.

(10) Fur die Ausfuhrung eines Auftrages, dessen gemeinschaftliche
Erledigung mehreren Auftragnehmern tbertragen worden ist, wird von
jedem das seiner Tatigkeit entsprechende Entgelt verrechnet.

(11) Entgelte und Entgeltvorschiisse sind mangels anderer
Vereinbarungen sofort nach deren schriftlicher Geltendmachung féllig. Fir
Entgeltzahlungen, die spater als 14 Tage nach Félligkeit geleistet werden,
kénnen Verzugszinsen verrechnet werden. Bei beiderseitigen
Unternehmergeschaften gelten Verzugszinsen in der in § 456 1. und 2.
Satz UGB festgelegten Hohe.

(12) Die Verjéhrung richtet sich nach § 1486 ABGB und beginnt mit Ende
der Leistung bzw. mit spaterer, in angemessener Frist erfolgter
Rechnungslegung zu laufen.

(13) Gegen Rechnungen kann innerhalb von 4 Wochen ab
Rechnungsdatum schriftlich beim Auftragnehmer Einspruch erhoben
werden. Andernfalls gilt die Rechnung als anerkannt. Die Aufnahme einer
Rechnung in die Bucher gilt jedenfalls als Anerkenntnis.

(14)  Auf die Anwendung des § 934 ABGB im Sinne des § 351 UGB, das
ist die Anfechtung wegen Verkiirzung tber die Hélfte fir Geschéfte unter
Unternehmern, wird verzichtet.

(15) Falls bei Auftragen betreffend die Fihrung der Bicher, die
Vornahme der Personalsachbearbeitung oder Abgabenverrechnung ein
Pauschalhonorar vereinbart ist, so sind mangels anderweitiger schriftlicher
Vereinbarung die Vertretungstatigkeit im Zusammenhang mit abgaben-
und beitragsrechtlichen Prufungen aller Art einschlie3lich der Abschluss
von Vergleichen uber Abgabenbemessungs- oder Beitragsgrundlagen,
Berichterstattung, Rechtsmittelerhebung u& gesondert zu honorieren.
Sofern nichts anderes schriftlich vereinbart ist, gilt das Honorar als jeweils
fur ein Auftragsjahr vereinbart.

(16) Die Bearbeitung besonderer Einzelfragen im Zusammenhang mit
den im Punkt 12. (15) genannten Tétigkeiten, insbesondere Feststellungen
uber das prinzipielle Vorliegen einer Pflichtversicherung, erfolgt nur
aufgrund eines besonderen Auftrages.

(17) Der Auftragnehmer kann entsprechende Vorschiisse verlangen und
seine (fortgesetzte) Tatigkeit von der Zahlung dieser Vorschiusse abhéngig
machen. Bei Dauerauftragen darf die Erbringung weiterer Leistungen bis
zur Bezahlung friherer Leistungen (sowie allfalliger Vorschiisse geman
Satz 1) verweigert werden. Bei Erbringung von Teilleistungen und offener
Teilhonorierung gilt dies sinngemaf.

(18) Eine Beanstandung der Arbeiten des Auftragnehmers berechtigt,
aufler bei offenkundigen wesentlichen Mangeln, nicht zur auch nur
teilweisen Zuriickhaltung der ihm nach Punkt 12. zustehenden Honorare,
sonstigen Entgelte, Kostenerséatze und Vorschisse (Vergltungen).

(19) Eine Aufrechnung gegen Forderungen des Auftragnehmers auf
Vergitungen nach Punkt 12. ist nur mit unbestrittenen oder rechtskraftig
festgestellten Forderungen zulassig.

13. Sonstiges

1) Im Zusammenhang mit Punkt 12. (17) wird auf das gesetzliche
Zurlckbehaltungsrecht (8 471 ABGB, § 369 UGB) verwiesen; wird das
Zuruckbehaltungsrecht zu Unrecht ausgelibt, haftet der Auftragnehmer
grundsétzlich gemaR Punkt 7. aber in Abweichung dazu nur bis zur Héhe
seiner noch offenen Forderung.

) Der Auftraggeber hat keinen Anspruch auf Ausfolgung von im Zuge
der Auftragserfullung vom Auftragnehmer erstellten Arbeitspapieren und
ahnlichen Unterlagen. Im Falle der Auftragserfillung unter Einsatz
elektronischer Buchhaltungssysteme ist der Auftragnehmer berechtigt,
nach Ubergabe samtlicher vom Auftragnehmer auftragsbezogen damit
erstellter Daten, fur die den Auftraggeber eine Aufbewahrungspflicht trifft,
in einem strukturierten, gangigen und maschinenlesbaren Format an den
Auftraggeber bzw. an den nachfolgenden Wirtschaftstreuhénder, die
Daten zu léschen. Fiir die Ubergabe dieser Daten in einem strukturierten,
gangigen und maschinenlesbaren Format hat der Auftragnehmer

Anspruch auf ein angemessenes Honorar (Punkt 12 gilt sinngemang). Ist
eine Ubergabe dieser Daten in einem strukturierten, gangigen und
maschinenlesbaren Format aus besonderen Grunden unmoglich oder
untunlich, kénnen diese ersatzweise im Vollausdruck tibergeben werden.
Eine Honorierung steht diesfalls dafur nicht zu.

®3) Der Auftragnehmer hat auf Verlangen und Kosten des
Auftraggebers alle Unterlagen herauszugeben, die er aus Anlass seiner
Tatigkeit von diesem erhalten hat. Dies gilt jedoch nicht fur den
Schriftwechsel zwischen dem Auftragnehmer und seinem Auftraggeber
und fur die Schriftstiicke, die der Auftraggeber in Urschrift besitzt und fur
Schriftstiicke, die einer Aufbewahrungspflicht nach den fur den
Auftragnehmer geltenden rechtlichen Bestimmungen zur Verhinderung
von Geldwasche unterliegen. Der Auftragnehmer kann von Unterlagen, die
er an den Auftraggeber zuriickgibt, Abschriften oder Fotokopien anfertigen.
Sind diese Unterlagen bereits einmal an den Auftraggeber ubermittelt
worden so hat der Auftragnehmer Anspruch auf ein angemessenes
Honorar (Punkt 12. gilt sinngemaf3).

4) Der Auftraggeber hat die dem Auftragsnehmer (bergebenen
Unterlagen nach Abschluss der Arbeiten binnen 3 Monaten abzuholen. Bei
Nichtabholung Ubergebener Unterlagen kann der Auftragnehmer nach
zweimaliger nachweislicher Aufforderung an den Auftraggeber,
Ubergebene Unterlagen abzuholen, diese auf dessen Kosten zuriickstellen
und/oder ein angemessenes Honorar in Rechnung stellen (Punkt 12. gilt
sinngemaf). Die weitere Aufbewahrung kann auch auf Kosten des
Auftraggebers durch Dritte erfolgen. Der Auftragnehmer haftet im Weiteren
nicht fir Folgen aus Beschadigung, Verlust oder Vernichtung der
Unterlagen.

(5) Der Auftragnehmer ist berechtigt, fallige Honorarforderungen mit
etwaigen Depotguthaben, Verrechnungsgeldern, Treuhandgeldern oder
anderen in seiner Gewahrsame befindlichen liquiden Mitteln auch bei
ausdrucklicher Inverwahrungnahme zu kompensieren, sofern der
Auftraggeber mit einem Gegenanspruch des Auftragnehmers rechnen
musste.

(6) Zur Sicherung einer bestehenden oder kinftigen Honorarforderung
ist der Auftragnehmer berechtigt, ein finanzamtliches Guthaben oder ein
anderes Abgaben- oder Beitragsguthaben des Auftraggebers auf ein
Anderkonto zu transferieren. Diesfalls ist der Auftraggeber vom erfolgten
Transfer zu verstéandigen. Danach kann der sichergestellte Betrag
entweder im Einvernehmen mit dem Auftraggeber oder bei
Vollstreckbarkeit der Honorarforderung eingezogen werden.

14. Anzuwendendes Recht, Erfiillungsort, Gerichtsstand
1) Fur den Auftrag, seine Durchfihrung und die sich hieraus
ergebenden Anspriche gilt ausschlieBlich dsterreichisches Recht unter

Ausschluss des nationalen Verweisungsrechts.

2) Erfullungsort ist der Ort der beruflichen Niederlassung des
Auftragnehmers.

?3) Gerichtsstand ist — mangels abweichender schriftlicher
Vereinbarung — das sachlich zusténdige Gericht des Erflllungsortes.



1. TEIL
15. Erganzende Bestimmungen fur Verbrauchergeschéfte

Q) Fir Vertrage zwischen Wirtschaftstreuhandern und Verbrauchern
gelten die zwingenden Bestimmungen des Konsumentenschutzgesetzes.

) Der Auftragnehmer haftet nur fiir vorsatzliche und grob fahrlassig
verschuldete Verletzung der tibernommenen Verpflichtungen.

3) Anstelle der im Punkt 7 Abs 2 normierten Begrenzung ist auch im
Falle grober Fahrlassigkeit die Ersatzpflicht des Auftragnehmers nicht
begrenzt.

4) Punkt 6 Abs 2 (Frist fir Mangelbeseitigungsanspruch) und Punkt 7
Abs 4 (Geltendmachung der Schadenersatzanspriiche innerhalb einer
bestimmten Frist) gilt nicht.

5) Rucktrittsrecht gemaf § 3 KSchG:

Hat der Verbraucher seine Vertragserklarung nicht in den vom
Auftragnehmer dauernd benutzten Kanzleiraumen abgegeben, so kann er
von seinem Vertragsantrag oder vom Vertrag zuriicktreten. Dieser Rucktritt
kann bis zum Zustandekommen des Vertrages oder danach binnen einer
Woche erklart werden; die Frist beginnt mit der Ausfolgung einer Urkunde,
die zumindest den Namen und die Anschrift des Auftragnehmers sowie
eine Belehrung Uber das Rucktrittsrecht enthalt, an den Verbraucher,
frihestens jedoch mit dem Zustandekommen des Vertrages zu laufen. Das
Ruicktrittsrecht steht dem Verbraucher nicht zu,

1. wenn er selbst die geschéftiche Verbindung mit dem
Auftragnehmer oder dessen Beauftragten zwecks SchlieBung dieses
Vertrages angebahnt hat,

2. wenn dem Zustandekommen des Vertrages keine
Besprechungen zwischen den Beteiligten oder ihren Beauftragten
vorangegangen sind oder

3. bei Vertragen, bei denen die beiderseitigen Leistungen sofort
zu erbringen sind, wenn sie Ublicherweise von Auftragnehmern auf3erhalb
ihrer Kanzleiraume geschlossen werden und das vereinbarte Entgelt € 15
nicht Ubersteigt.

Der Rucktritt bedarf zu seiner Rechtswirksamkeit der Schriftform. Es
genlgt, wenn der Verbraucher ein Schriftstick, das seine
Vertragserklarung oder die des Auftragnehmers enthalt, dem
Auftragnehmer mit einem Vermerk zuriickstellt, der erkennen lasst, dass
der Verbraucher das Zustandekommen oder die Aufrechterhaltung des
Vertrages ablehnt. Es geniigt, wenn die Erklarung innerhalb einer Woche
abgesendet wird.

Tritt der Verbraucher geméaR § 3 KSchG vom Vertrag zuriick, so hat Zug
um Zug

1. der Auftragnehmer alle empfangenen Leistungen samt
gesetzlichen Zinsen vom Empfangstag an zuriickzuerstatten und den vom
Verbraucher auf die Sache gemachten notwendigen und nutzlichen
Aufwand zu ersetzen,

2. der Verbraucher dem Auftragnehmer den Wert der Leistungen zu
verglten, soweit sie ihm zum klaren und tberwiegenden Vorteil gereichen.

GemanR § 4 Abs 3 KSchG bleiben Schadenersatzanspriiche unberihrt.
(6) Kostenvoranschlage geméaR § 5 KSchG:

Fur die Erstellung eines Kostenvoranschlages im Sinn des § 1170a ABGB
durch den Auftragnehmer hat der Verbraucher ein Entgelt nur dann zu
zahlen, wenn er vorher auf diese Zahlungspflicht hingewiesen worden ist.

Wird dem Vertrag ein Kostenvoranschlag des Auftragnehmers zugrunde
gelegt, so gilt dessen Richtigkeit als gewahrleistet, wenn nicht das
Gegenteil ausdriicklich erklart ist.

) Méangelbeseitigung: Punkt 6 wird erganzt:

Ist der Auftragnehmer nach § 932 ABGB verpflichtet, seine Leistungen zu
verbessern oder Fehlendes nachzutragen, so hat er diese Pflicht zu
erflllen, an dem Ort, an dem die Sache Gbergeben worden ist. Ist es fur
den Verbraucher tunlich, die Werke und Unterlagen vom Auftragnehmer
gesendet zu erhalten, so kann dieser diese Ubersendung auf seine Gefahr
und Kosten vornehmen.

8) Gerichtsstand: Anstelle Punkt 14. (3) gilt:

Hat der Verbraucher im Inland seinen Wohnsitz oder seinen gewdhnlichen
Aufenthalt oder ist er im Inland beschéftigt, so kann fur eine Klage gegen
ihn nach den 8§ 88, 89, 93 Abs 2 und 104 Abs1 JN nur die Zusténdigkeit
eines Gerichtes begriindet werden, in dessen Sprengel der Wohnsitz, der
gewdhnliche Aufenthalt oder der Ort der Beschaftigung liegt.

9) Vertrage uber wiederkehrende Leistungen:

(a) Vertrage, durch die sich der Auftragnehmer zu Werkleistungen
und der Verbraucher zu wiederholten Geldzahlungen verpflichten und die
fur eine unbestimmte oder eine ein Jahr Ubersteigende Zeit geschlossen
worden sind, kann der Verbraucher unter Einhaltung einer zweimonatigen
Frist zum Ablauf des ersten Jahres, nachher zum Ablauf jeweils eines
halben Jahres kiindigen.

(b) Istdie Gesamtheit der Leistungen eine nach ihrer Art unteilbare
Leistung, deren Umfang und Preis schon bei der VertragsschlieBung
bestimmt sind, so kann der erste Kindigungstermin bis zum Ablauf des
zweiten Jahres hinausgeschoben werden. In solchen Vertragen kann die
Kundigungsfrist auf hdchstens sechs Monate verlangert werden.

(c) Erfordert die Erflllung eines bestimmten, in lit. a) genannten
Vertrages erhebliche Aufwendungen des Auftragnehmers und hat er dies
dem Verbraucher spétestens bei der VertragsschlieBung bekannt
gegeben, so kénnen den Umstanden angemessene, von den in lit. a) und
b) genannten abweichende Kindigungstermine und Kindigungsfristen
vereinbart werden.

(d) Eine Kindigung des Verbrauchers, die nicht fristgerecht
ausgesprochen worden ist, wird zum néchsten nach Ablauf der
Kundigungsfrist liegenden Kiindigungstermin wirksam.
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